
Gesetzestextvorlage für die Klausur zur Vorlesung zum Kartellrecht vom 20. Februar 2019

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Auszug)

Artikel 101 AEUV

(1) Mit dem Binnenmarkt unvereinbar und verboten sind alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von
Unternehmensvereinigungen  und  aufeinander  abgestimmte  Verhaltensweisen,  welche  den  Handel  zwischen
Mitgliedstaaten  zu  beeinträchtigen  geeignet  sind  und  eine  Verhinderung,  Einschränkung  oder  Verfälschung  des
Wettbewerbs innerhalb des Binnenmarkts bezwecken oder bewirken, insbesondere

a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedingungen;

b) die  Einschränkung  oder  Kontrolle  der  Erzeugung,  des  Absatzes,  der  technischen  Entwicklung  oder  der
Investitionen;

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen;

d) die  Anwendung  unterschiedlicher  Bedingungen  bei  gleichwertigen  Leistungen  gegenüber  Handelspartnern,
wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden;

e) die  an  den  Abschluss  von Verträgen  geknüpfte  Bedingung,  dass  die  Vertragspartner  zusätzliche  Leistungen
annehmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen.

(2) Die nach diesem Artikel verbotenen Vereinbarungen oder Beschlüsse sind nichtig.

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 können für nicht anwendbar erklärt werden auf

- Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarungen zwischen Unternehmen,

- Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen,

- aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder Gruppen von solchen,

die  unter  angemessener  Beteiligung  der  Verbraucher  an  dem  entstehenden  Gewinn  zur  Verbesserung  der
Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne
dass den beteiligten Unternehmen

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele nicht unerlässlich sind, oder

b) Möglichkeiten  eröffnet  werden,  für  einen  wesentlichen  Teil  der  betreffenden  Waren  den  Wettbewerb
auszuschalten.

Artikel 102 AEUV

Mit dem Binnenmarkt unvereinbar und verboten ist die missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf
dem Binnenmarkt oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere Unternehmen, soweit dies dazu
führen kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen.

Dieser Missbrauch kann insbesondere in Folgendem bestehen:

a) der  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Erzwingung  von  unangemessenen  Einkaufs-  oder  Verkaufspreisen  oder
sonstigen Geschäftsbedingungen;

b) der  Einschränkung  der  Erzeugung,  des  Absatzes  oder  der  technischen  Entwicklung  zum  Schaden  der
Verbraucher;

c) der  Anwendung  unterschiedlicher  Bedingungen  bei  gleichwertigen  Leistungen  gegenüber  Handelspartnern,
wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden;

d) der  an den Abschluss  von Verträgen geknüpften Bedingung,  dass  die Vertragspartner  zusätzliche Leistungen
annehmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen.

Bürgerliches Gesetzbuch (Auszug)

§ 134 Gesetzliches Verbot

Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes
ergibt.



Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Auszug)

§ 1 Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen

Vereinbarungen zwischen  Unternehmen,  Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander  abgestimmte
Verhaltensweisen,  die  eine  Verhinderung,  Einschränkung  oder  Verfälschung  des  Wettbewerbs  bezwecken  oder
bewirken, sind verboten.

§ 2 Freigestellte Vereinbarungen

(1)  Vom  Verbot  des  §  1  freigestellt  sind  Vereinbarungen  zwischen  Unternehmen,  Beschlüsse  von
Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die unter angemessener Beteiligung der
Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung
des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne dass den beteiligten Unternehmen

1. Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele nicht unerlässlich sind, oder

2. Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschalten.

(2) Bei der Anwendung von Absatz 1 gelten die Verordnungen des Rates oder der Europäischen Kommission über die
Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf bestimmte
Gruppen  von  Vereinbarungen,  Beschlüsse  von  Unternehmensvereinigungen  und  aufeinander  abgestimmte
Verhaltensweisen  (Gruppenfreistellungsverordnungen)  entsprechend.  Dies  gilt  auch,  soweit  die  dort  genannten
Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltensweisen nicht geeignet sind, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu beeinträchtigen.

§ 3 Mittelstandskartelle

Vereinbarungen  zwischen  miteinander  im  Wettbewerb  stehenden  Unternehmen  und  Beschlüsse  von
Unternehmensvereinigungen,  die  die  Rationalisierung  wirtschaftlicher  Vorgänge  durch  zwischenbetriebliche
Zusammenarbeit zum Gegenstand haben, erfüllen die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1, wenn

1. dadurch der Wettbewerb auf dem Markt nicht wesentlich beeinträchtigt wird und

2. die Vereinbarung oder der Beschluss dazu dient, die Wettbewerbsfähigkeit kleiner oder mittlerer Unternehmen zu
verbessern.

Kapitel 2

Marktbeherrschung, sonstiges wettbewerbsbeschränkendes Verhalten

§ 18 Marktbeherrschung

(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend, soweit es als Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren
oder gewerblichen Leistungen auf dem sachlich und räumlich relevanten Markt

1. ohne Wettbewerber ist,

2. keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder

3. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern überragende Marktstellung hat.

(2) Der räumlich relevante Markt kann weiter sein als der Geltungsbereich dieses Gesetzes.

(2a) Der Annahme eines Marktes steht nicht entgegen, dass eine Leistung unentgeltlich erbracht wird.

(3) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unternehmens im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern ist insbesondere
Folgendes zu berücksichtigen:

1. sein Marktanteil,

2. seine Finanzkraft,

3. sein Zugang zu den Beschaffungs- oder Absatzmärkten,

4. Verflechtungen mit anderen Unternehmen,

5. rechtliche oder tatsächliche Schranken für den Marktzutritt anderer Unternehmen,

6.  der  tatsächliche  oder  potenzielle  Wettbewerb  durch  Unternehmen,  die  innerhalb  oder  außerhalb  des
Geltungsbereichs dieses Gesetzes ansässig sind,

7. die Fähigkeit, sein Angebot oder seine Nachfrage auf andere Waren oder gewerbliche Leistungen umzustellen,
sowie

8. die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf andere Unternehmen auszuweichen.

(3a)  Insbesondere  bei  mehrseitigen  Märkten  und  Netzwerken  sind  bei  der  Bewertung  der  Marktstellung  eines
Unternehmens auch zu berücksichtigen:

1. direkte und indirekte Netzwerkeffekte,



2. die parallele Nutzung mehrerer Dienste und der Wechselaufwand für die Nutzer,

3. seine Größenvorteile im Zusammenhang mit Netzwerkeffekten,

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,

5. innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck.

(4) Es wird vermutet, dass ein Unternehmen marktbeherrschend ist,  wenn es einen Marktanteil  von mindestens 40
Prozent hat.

(5) Zwei oder mehr Unternehmen sind marktbeherrschend, soweit

1. zwischen ihnen für eine bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Leistungen ein wesentlicher Wettbewerb
nicht besteht und

2. sie in ihrer Gesamtheit die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen.

(6) Eine Gesamtheit von Unternehmen gilt als marktbeherrschend, wenn sie

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die zusammen einen Marktanteil von 50 Prozent erreichen, oder

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die zusammen einen Marktanteil von zwei Dritteln erreichen.

(7) Die Vermutung des Absatzes 6 kann widerlegt werden, wenn die Unternehmen nachweisen, dass

1. die Wettbewerbsbedingungen zwischen ihnen wesentlichen Wettbewerb erwarten lassen oder

2. die Gesamtheit der Unternehmen im Verhältnis zu den übrigen Wettbewerbern keine überragende Marktstellung
hat.

(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie berichtet den gesetzgebenden Körperschaften nach Ablauf von
drei Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den Absätzen 2a und 3a über die Erfahrungen mit den Vorschriften.

§ 19 Verbotenes Verhalten von marktbeherrschenden Unternehmen

(1)  Die missbräuchliche Ausnutzung einer  marktbeherrschenden Stellung durch  ein oder  mehrere Unternehmen ist
verboten.

(2) Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein marktbeherrschendes Unternehmen als Anbieter oder Nachfrager
einer bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen

1. ein anderes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert oder ohne sachlich gerechtfertigten Grund
unmittelbar oder mittelbar anders behandelt als gleichartige Unternehmen;

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksamem
Wettbewerb mit  hoher Wahrscheinlichkeit  ergeben würden;  hierbei  sind insbesondere die Verhaltensweisen von
Unternehmen auf vergleichbaren Märkten mit wirksamem Wettbewerb zu berücksichtigen;

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, als sie das marktbeherrschende Unternehmen
selbst auf vergleichbaren Märkten von gleichartigen Abnehmern fordert, es sei denn, dass der Unterschied sachlich
gerechtfertigt ist;

4. sich weigert, einem anderen Unternehmen gegen angemessenes Entgelt  Zugang zu den eigenen Netzen oder
anderen  Infrastruktureinrichtungen  zu  gewähren,  wenn  es  dem  anderen  Unternehmen  aus  rechtlichen  oder
tatsächlichen  Gründen  ohne  die  Mitbenutzung  nicht  möglich  ist,  auf  dem vor-  oder  nachgelagerten  Markt  als
Wettbewerber  des  marktbeherrschenden  Unternehmens  tätig  zu  werden;  dies  gilt  nicht,  wenn  das
marktbeherrschende Unternehmen nachweist, dass die Mitbenutzung aus betriebsbedingten oder sonstigen Gründen
nicht möglich oder nicht zumutbar ist;

5. andere Unternehmen dazu auffordert, ihm ohne sachlich gerechtfertigten Grund Vorteile zu gewähren; hierbei ist
insbesondere zu berücksichtigen, ob die Aufforderung für das andere Unternehmen nachvollziehbar begründet ist
und ob der geforderte Vorteil in einem angemessenen Verhältnis zum Grund der Forderung steht.

(3) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 5 gilt auch für Vereinigungen von miteinander im
Wettbewerb stehenden Unternehmen im Sinne der §§ 2, 3 und 28 Absatz 1, § 30 Absatz 2a, 2b und § 31 Absatz 1
Nummer 1, 2 und 4. Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 gilt auch für Unternehmen, die Preise nach § 28
Absatz 2 oder § 30 Absatz 1 Satz 1 oder § 31 Absatz 1 Nummer 3 binden.

§ 20 Verbotenes Verhalten von Unternehmen mit relativer oder überlegener Marktmacht

(1)  §  19  Absatz  1  in  Verbindung  mit  Absatz  2  Nummer  1  gilt  auch  für  Unternehmen  und  Vereinigungen  von
Unternehmen, soweit von ihnen kleine oder mittlere Unternehmen als Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art
von Waren oder gewerblichen Leistungen in der Weise abhängig sind, dass ausreichende und zumutbare Möglichkeiten,
auf andere Unternehmen auszuweichen, nicht bestehen (relative Marktmacht). Es wird vermutet, dass ein Anbieter einer
bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen von einem Nachfrager abhängig im Sinne des Satzes 1 ist,
wenn dieser Nachfrager bei ihm zusätzlich zu den verkehrsüblichen Preisnachlässen oder sonstigen Leistungsentgelten
regelmäßig besondere Vergünstigungen erlangt, die gleichartigen Nachfragern nicht gewährt werden.



(2)  §  19  Absatz  1  in  Verbindung  mit  Absatz  2  Nummer  5  gilt  auch  für  Unternehmen  und  Vereinigungen  von
Unternehmen im Verhältnis zu den von ihnen abhängigen Unternehmen.

(3) Unternehmen mit gegenüber kleinen und mittleren Wettbewerbern überlegener Marktmacht dürfen ihre Marktmacht
nicht  dazu  ausnutzen,  solche  Wettbewerber  unmittelbar  oder  mittelbar  unbillig  zu  behindern.  Eine  unbillige
Behinderung im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere vor, wenn ein Unternehmen

1. Lebensmittel im Sinne des § 2 Absatz 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches unter Einstandspreis oder

2. andere Waren oder gewerbliche Leistungen nicht nur gelegentlich unter Einstandspreis oder

3. von kleinen oder mittleren Unternehmen, mit denen es auf dem nachgelagerten Markt beim Vertrieb von Waren
oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb steht, für deren Lieferung einen höheren Preis fordert, als es selbst
auf diesem Markt

anbietet, es sei denn, dies ist jeweils sachlich gerechtfertigt. Einstandspreis im Sinne des Satzes 2 ist der zwischen dem
Unternehmen mit überlegener Marktmacht und seinem Lieferanten vereinbarte Preis für die Beschaffung der Ware oder
Leistung, auf den allgemein gewährte und im Zeitpunkt des Angebots bereits mit hinreichender Sicherheit feststehende
Bezugsvergünstigungen anteilig angerechnet werden, soweit nicht für bestimmte Waren oder Leistungen ausdrücklich
etwas anderes vereinbart ist. Das Anbieten von Lebensmitteln unter Einstandspreis ist sachlich gerechtfertigt, wenn es
geeignet ist, den Verderb oder die drohende Unverkäuflichkeit der Waren beim Händler durch rechtzeitigen Verkauf zu
verhindern sowie in vergleichbar schwerwiegenden Fällen. Werden Lebensmittel an gemeinnützige Einrichtungen zur
Verwendung im Rahmen ihrer Aufgaben abgegeben, liegt keine unbillige Behinderung vor.

(4) Ergibt sich auf Grund bestimmter Tatsachen nach allgemeiner Erfahrung der Anschein, dass ein Unternehmen seine
Marktmacht im Sinne des Absatzes 3 ausgenutzt hat, so obliegt es diesem Unternehmen, den Anschein zu widerlegen
und  solche  anspruchsbegründenden  Umstände  aus  seinem  Geschäftsbereich  aufzuklären,  deren  Aufklärung  dem
betroffenen Wettbewerber oder einem Verband nach § 33 Absatz 4 nicht  möglich,  dem in Anspruch genommenen
Unternehmen aber leicht möglich und zumutbar ist.

(5) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen sowie Gütezeichengemeinschaften dürfen die Aufnahme eines Unternehmens
nicht ablehnen, wenn die Ablehnung eine sachlich nicht gerechtfertigte ungleiche Behandlung darstellen und zu einer
unbilligen Benachteiligung des Unternehmens im Wettbewerb führen würde.

§ 21 Boykottverbot, Verbot sonstigen wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens

(1) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen nicht ein anderes Unternehmen oder Vereinigungen von
Unternehmen in der Absicht, bestimmte Unternehmen unbillig zu beeinträchtigen, zu Liefersperren oder Bezugssperren
auffordern.

(2) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen anderen Unternehmen keine Nachteile androhen oder
zufügen und keine Vorteile versprechen oder gewähren, um sie zu einem Verhalten zu veranlassen, das nach folgenden
Vorschriften nicht zum Gegenstand einer vertraglichen Bindung gemacht werden darf:

1. nach diesem Gesetz,

2. nach Artikel 101 oder 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union oder

3. nach einer Verfügung der Europäischen Kommission oder der Kartellbehörde, die auf Grund dieses Gesetzes oder
auf Grund der Artikel 101 oder 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union ergangen ist.

(3) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen andere Unternehmen nicht zwingen,

1. einer Vereinbarung oder einem Beschluss im Sinne der §§ 2, 3, 28 Absatz 1 oder § 30 Absatz 2a oder Absatz 2b
beizutreten oder

2. sich mit anderen Unternehmen im Sinne des § 37 zusammenzuschließen oder

3. in der Absicht, den Wettbewerb zu beschränken, sich im Markt gleichförmig zu verhalten.

(4) Es ist verboten, einem Anderen wirtschaftlichen Nachteil zuzufügen, weil dieser ein Einschreiten der Kartellbehörde
beantragt oder angeregt hat.

[…]

Kapitel 6

Befugnisse der Kartellbehörden, Schadensersatz und Vorteilsabschöpfung

Abschnitt 1

Befugnisse der Kartellbehörden

§ 32 Abstellung und nachträgliche Feststellung von Zuwiderhandlungen

(1) Die Kartellbehörde kann Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehmen verpflichten, eine Zuwiderhandlung
gegen  eine  Vorschrift  dieses  Teils  oder  gegen  Artikel  101  oder  102  des  Vertrages  über  die  Arbeitsweise  der
Europäischen Union abzustellen.



(2)  Sie  kann  ihnen  hierzu  alle  erforderlichen  Abhilfemaßnahmen  verhaltensorientierter  oder  struktureller  Art
vorschreiben, die gegenüber der festgestellten Zuwiderhandlung verhältnismäßig und für eine wirksame Abstellung der
Zuwiderhandlung  erforderlich  sind.  Abhilfemaßnahmen  struktureller  Art  können  nur  in  Ermangelung  einer
verhaltensorientierten Abhilfemaßnahme von gleicher Wirksamkeit festgelegt werden, oder wenn letztere im Vergleich
zu Abhilfemaßnahmen struktureller Art mit einer größeren Belastung für die beteiligten Unternehmen verbunden wäre.

(2a)  In  der  Abstellungsverfügung  kann  die  Kartellbehörde  eine  Rückerstattung  der  aus  dem kartellrechtswidrigen
Verhalten erwirtschafteten Vorteile anordnen. Die in den erwirtschafteten Vorteilen enthaltenen Zinsvorteile können
geschätzt werden. Nach Ablauf der in der Abstellungsverfügung bestimmten Frist für die Rückerstattung sind die bis zu
diesem Zeitpunkt erwirtschafteten Vorteile entsprechend § 288 Absatz 1 Satz 2 und § 289 Satz 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs zu verzinsen.

(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Kartellbehörde auch eine Zuwiderhandlung feststellen, nachdem
diese beendet ist.

[…]

Abschnitt 2

Schadensersatz und Vorteilsabschöpfung

§ 33 Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch

(1) Wer gegen eine Vorschrift dieses Teils oder gegen Artikel 101 oder 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen  Union  verstößt  (Rechtsverletzer)  oder  wer  gegen  eine  Verfügung  der  Kartellbehörde  verstößt,  ist
gegenüber  dem  Betroffenen  zur  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  und  bei  Wiederholungsgefahr  zur  Unterlassung
verpflichtet.

(2) Der Unterlassungsanspruch besteht bereits dann, wenn eine Zuwiderhandlung droht.

(3) Betroffen ist, wer als Mitbewerber oder sonstiger Marktbeteiligter durch den Verstoß beeinträchtigt ist.

(4) Die Ansprüche aus Absatz 1 können auch geltend gemacht werden von

1. rechtsfähigen Verbänden zur Förderung gewerblicher oder selbstständiger beruflicher Interessen, wenn

a) ihnen eine erhebliche Anzahl betroffener Unternehmen im Sinne des Absatzes 3 angehört und

b)  sie  insbesondere  nach  ihrer  personellen,  sachlichen  und  finanziellen  Ausstattung  imstande  sind,  ihre
satzungsmäßigen Aufgaben der Verfolgung gewerblicher oder selbstständiger beruflicher Interessen tatsächlich
wahrzunehmen;

2. Einrichtungen, die nachweisen, dass sie eingetragen sind in

a) die Liste qualifizierter Einrichtungen nach § 4 des Unterlassungsklagengesetzes oder

b)  das  Verzeichnis  der  Europäischen  Kommission  nach  Artikel  4  Absatz  3  der  Richtlinie  2009/22/EG  des
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April  2009  über  Unterlassungsklagen  zum  Schutz  der
Verbraucherinteressen (ABl. L 110 vom 1.5.2009, S. 30) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 33a Schadensersatzpflicht

(1) Wer einen Verstoß nach § 33 Absatz 1 vorsätzlich oder fahrlässig begeht, ist zum Ersatz des daraus entstehenden
Schadens verpflichtet.

(2) Es wird widerleglich vermutet, dass ein Kartell einen Schaden verursacht. Ein Kartell im Sinne dieses Abschnitts ist
eine Absprache oder abgestimmte Verhaltensweise zwischen zwei oder mehr Wettbewerbern zwecks Abstimmung ihres
Wettbewerbsverhaltens  auf  dem  Markt  oder  Beeinflussung  der  relevanten  Wettbewerbsparameter.  Zu  solchen
Absprachen oder Verhaltensweisen gehören unter anderem

1. die Festsetzung oder Koordinierung der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedingungen,

2. die Aufteilung von Produktions- oder Absatzquoten,

3.  die  Aufteilung  von  Märkten  und  Kunden  einschließlich  Angebotsabsprachen,  Einfuhr-  und
Ausfuhrbeschränkungen oder

4. gegen andere Wettbewerber gerichtete wettbewerbsschädigende Maßnahmen.

(3)  Für  die  Bemessung  des  Schadens  gilt  §  287  der  Zivilprozessordnung.  Dabei  kann  insbesondere  der  anteilige
Gewinn, den der Rechtsverletzer durch den Verstoß gegen Absatz 1 erlangt hat, berücksichtigt werden.

(4) Geldschulden nach Absatz 1 hat der Schuldner ab Eintritt des Schadens zu verzinsen. Die §§ 288 und 289 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwendung.



II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 330/2010 DER KOMMISSION 

vom 20. April 2010 

über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und abgestimmten 

Verhaltensweisen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates vom 
2. März 1965 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 
des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 1, 

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell- und 
Monopolfragen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Verordnung Nr. 19/65/EWG ist die Kommis­
sion ermächtigt, Artikel 101 Absatz 3 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (*) durch Ver­
ordnung auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen 
und entsprechenden abgestimmten Verhaltensweisen an­
zuwenden, die unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallen. 

(2) Verordnung (EG) Nr. 2790/1999 der Kommission vom 
22. Dezember 1999 über die Anwendung von Artikel 81 

Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von vertikalen Ver­
einbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltens­
weisen ( 2 ) definiert eine Gruppe von vertikalen Verein­
barungen, die nach Auffassung der Kommission in der 
Regel die Voraussetzungen des Artikels 101 Absatz 3 
AEUV erfüllen. Angesichts der insgesamt positiven Erfah­
rungen mit der Anwendung der genannten Verordnung, 
die am 31. Mai 2010 außer Kraft tritt und angesichts der 
seit ihrem Erlass gesammelten Erfahrungen sollte eine 
neue Gruppenfreistellungsverordnung erlassen werden. 

(3) Die Gruppe von Vereinbarungen, die in der Regel die 
Voraussetzungen des Artikels 101 Absatz 3 AEUV erfül­
len, umfasst vertikale Vereinbarungen über den Bezug 
oder Verkauf von Waren oder Dienstleistungen, die zwi­
schen nicht miteinander im Wettbewerb stehenden Un­
ternehmen, zwischen bestimmten Wettbewerbern sowie 
von bestimmten Vereinigungen des Wareneinzelhandels 
geschlossen werden; diese Gruppe umfasst ferner ver­
tikale Vereinbarungen, die Nebenabreden über die Über­
tragung oder Nutzung von Rechten des geistigen Eigen­
tums enthalten. Der Begriff „vertikale Vereinbarungen“ 
sollte entsprechende abgestimmte Verhaltensweisen um­
fassen. 

(4) Für die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 AEUV 
durch Verordnung ist es nicht erforderlich, die vertikalen 
Vereinbarungen zu definieren, die unter Artikel 101 Ab­
satz 1 AEUV fallen können. Bei der Prüfung einzelner 
Vereinbarungen nach Artikel 101 Absatz 1 AEUV sind 
mehrere Faktoren, insbesondere die Marktstruktur auf der 
Angebots- und Nachfrageseite, zu berücksichtigen. 

(5) Die durch diese Verordnung bewirkte Gruppenfreistel­
lung sollte nur vertikalen Vereinbarungen zugute kom­
men, von denen mit hinreichender Sicherheit angenom­
men werden kann, dass sie die Voraussetzungen des Ar­
tikels 101 Absatz 3 AEUV erfüllen.
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(6) Bestimmte Arten von vertikalen Vereinbarungen können 
die wirtschaftliche Effizienz innerhalb einer Produktions- 
oder Vertriebskette erhöhen, weil sie eine bessere Koor­
dinierung zwischen den beteiligten Unternehmen ermög­
lichen. Insbesondere können sie dazu beitragen, die 
Transaktions- und Vertriebskosten der beteiligten Unter­
nehmen zu verringern und deren Umsätze und Investi­
tionen zu optimieren. 

(7) Die Wahrscheinlichkeit, dass derartige effizienzsteigernde 
Auswirkungen stärker ins Gewicht fallen als etwaige von 
Beschränkungen in vertikalen Vereinbarungen aus­
gehende wettbewerbswidrige Auswirkungen, hängt von 
der Marktmacht der an der Vereinbarung beteiligten Un­
ternehmen ab und somit von dem Ausmaß, in dem diese 
Unternehmen dem Wettbewerb anderer Anbieter von 
Waren oder Dienstleistungen ausgesetzt sind, die von 
ihren Kunden aufgrund ihrer Produkteigenschaften, ihrer 
Preise und ihres Verwendungszwecks als austauschbar 
oder substituierbar angesehen werden. 

(8) Solange der auf jedes an der Vereinbarung beteiligten 
Unternehmen entfallende Anteil am relevanten Markt je­
weils 30 % nicht überschreitet, kann davon ausgegangen 
werden, dass vertikale Vereinbarungen, die nicht be­
stimmte Arten schwerwiegender Wettbewerbsbeschrän­
kungen enthalten, im Allgemeinen zu einer Verbesserung 
der Produktion oder des Vertriebs und zu einer angemes­
senen Beteiligung der Verbraucher an dem daraus entste­
henden Gewinn führen. 

(9) Oberhalb dieser Marktanteilsschwelle von 30 % kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass vertikale Verein­
barungen, die unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallen, 
immer objektive Vorteile mit sich bringen, die in Art und 
Umfang ausreichen, um die Nachteile auszugleichen, die 
sie für den Wettbewerb mit sich bringen. Es kann aller­
dings auch nicht davon ausgegangen werden, dass diese 
vertikalen Vereinbarungen entweder unter Artikel 101 
Absatz 1 AEUV fallen oder die Voraussetzungen des 
Artikels 101 Absatz 3 AEUV nicht erfüllen. 

(10) Diese Verordnung sollte keine vertikalen Vereinbarungen 
freistellen, die Beschränkungen enthalten, die wahrschein­
lich den Wettbewerb beschränken und den Verbrauchern 
schaden oder die für die Herbeiführung der effizienzstei­
gernden Auswirkungen nicht unerlässlich sind; insbeson­
dere vertikale Vereinbarungen, die bestimmte Arten 
schwerwiegender Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, 
wie die Festsetzung von Mindest- oder Festpreisen für 
den Weiterverkauf oder bestimmte Arten des Gebiets­
schutzes, sollten daher ohne Rücksicht auf den Markt­
anteil der beteiligten Unternehmen von dem mit dieser 
Verordnung gewährten Rechtsvorteil der Gruppenfreistel­
lung ausgeschlossen werden. 

(11) Die Gruppenfreistellung sollte an bestimmte Bedingungen 
geknüpft werden, die den Zugang zum relevanten Markt 
gewährleisten und Kollusion auf diesem Markt vorbeu­
gen. Zu diesem Zweck sollte die Freistellung von Wett­
bewerbsverboten auf Verbote mit einer bestimmten 
Höchstdauer beschränkt werden. Aus demselben Grund 

sollten alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtun­
gen, die die Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems 
veranlassen, die Marken bestimmter konkurrierender An­
bieter nicht zu führen, vom Rechtsvorteil dieser Verord­
nung ausgeschlossen werden. 

(12) Durch die Begrenzung des Marktanteils, den Ausschluss 
bestimmter vertikaler Vereinbarungen von der Gruppen­
freistellung und die nach dieser Verordnung zu erfüllen­
den Voraussetzungen ist in der Regel sichergestellt, dass 
Vereinbarungen, auf die die Gruppenfreistellung Anwen­
dung findet, den beteiligten Unternehmen keine Möglich­
keiten eröffnen, den Wettbewerb für einen wesentlichen 
Teil der betreffenden Produkte auszuschalten. 

(13) Nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durch­
führung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln ( 1 ) kann die Kommis­
sion den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellung entziehen, 
wenn sie in einem bestimmten Fall feststellt, dass eine 
Vereinbarung, für die die Gruppenfreistellung nach dieser 
Verordnung gilt, dennoch Wirkungen hat, die mit 
Artikel 101 Absatz 3 AEUV unvereinbar sind. 

(14) Die mitgliedstaatlichen Wettbewerbsbehörden können, 
nach Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1/2003 den aus dieser Verordnung erwachsenden Rechts­
vorteil für das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats oder einen Teil dieses Hoheitsgebiets entziehen, 
wenn in einem bestimmten Fall eine Vereinbarung, für 
die die Gruppenfreistellung nach dieser Verordnung gilt, 
dennoch im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats 
oder in einem Teil dieses Hoheitsgebiets, das alle Merk­
male eines gesonderten räumlichen Marktes aufweist, 
Wirkungen hat, die mit Artikel 101 Absatz 3 AEUV 
unvereinbar sind. 

(15) Bei der Entscheidung, ob der aus dieser Verordnung er­
wachsende Rechtsvorteil nach Artikel 29 der Verordnung 
(EG) Nr. 1/2003 entzogen werden sollte, sind die wett­
bewerbsbeschränkenden Wirkungen, die sich daraus er­
geben, dass der Zugang zu einem relevanten Markt oder 
der Wettbewerb auf diesem Markt durch gleichartige 
Auswirkungen paralleler Netze vertikaler Vereinbarungen 
erheblich eingeschränkt werden, von besonderer Bedeu­
tung. Derartige kumulative Wirkungen können sich etwa 
aus selektiven Vertriebssystemen oder aus Wettbewerbs­
verboten ergeben. 

(16) Um die Überwachung paralleler Netze vertikaler Verein­
barungen zu verstärken, die gleichartige wettbewerbs­
beschränkende Auswirkungen haben und mehr als 
50 % eines Marktes abdecken, kann die Kommission 
durch Verordnung erklären, dass diese Verordnung auf 
vertikale Vereinbarungen, die bestimmte auf den betrof­
fenen Markt bezogene Beschränkungen enthalten, keine 
Anwendung findet, und dadurch die volle Anwendbarkeit 
von Artikel 101 AEUV auf diese Vereinbarungen wieder­
herstellen —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Be­
griffsbestimmungen: 

a) „vertikale Vereinbarung“ ist eine Vereinbarung oder abge­
stimmte Verhaltensweise, die zwischen zwei oder mehr Un­
ternehmen, von denen jedes für die Zwecke der Verein­
barung oder der abgestimmten Verhaltensweise auf einer 
anderen Ebene der Produktions- oder Vertriebskette tätig 
ist, geschlossen wird und die die Bedingungen betrifft, zu 
denen die beteiligten Unternehmen Waren oder Dienstleis­
tungen beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen dürfen; 

b) „vertikale Beschränkung“ ist eine Wettbewerbsbeschränkung 
in einer vertikalen Vereinbarung, die unter Artikel 101 Ab­
satz 1 AEUV fällt; 

c) „Wettbewerber“ ist ein tatsächlicher oder potenzieller Wett­
bewerber; ein „tatsächlicher Wettbewerber“ ist ein Unterneh­
men, das auf demselben relevanten Markt tätig ist; ein „po­
tenzieller Wettbewerber“ ist ein Unternehmen, bei dem rea­
listisch und nicht nur hypothetisch davon ausgegangen wer­
den kann, dass es ohne die vertikale Vereinbarung als Reak­
tion auf einen geringen, aber anhaltenden Anstieg der rela­
tiven Preise wahrscheinlich innerhalb kurzer Zeit die zusätz­
lichen Investitionen tätigen oder sonstigen Umstellungskos­
ten auf sich nehmen würde, die erforderlich wären, um in 
den relevanten Markt einzutreten; 

d) „Wettbewerbsverbot“ ist eine unmittelbare oder mittelbare 
Verpflichtung, die den Abnehmer veranlasst, keine Waren 
oder Dienstleistungen herzustellen, zu beziehen, zu verkau­
fen oder weiterzuverkaufen, die mit den Vertragswaren oder 
-dienstleistungen im Wettbewerb stehen, oder eine unmittel­
bare oder mittelbare Verpflichtung des Abnehmers, auf dem 
relevanten Markt mehr als 80 % seines Gesamtbezugs an 
Vertragswaren oder -dienstleistungen und ihren Substituten, 
der anhand des Werts des Bezugs oder, falls in der Branche 
üblich, anhand des bezogenen Volumens im vorangehenden 
Kalenderjahr berechnet wird, vom Anbieter oder von einem 
anderen vom Anbieter benannten Unternehmen zu bezie­
hen; 

e) „selektive Vertriebssysteme“ sind Vertriebssysteme, in denen 
sich der Anbieter verpflichtet, die Vertragswaren oder 
-dienstleistungen unmittelbar oder mittelbar nur an Händler 
zu verkaufen, die anhand festgelegter Merkmale ausgewählt 
werden, und in denen sich diese Händler verpflichten, die 
betreffenden Waren oder Dienstleistungen nicht an Händler 
zu verkaufen, die innerhalb des vom Anbieter für den Be­
trieb dieses Systems festgelegten Gebiets nicht zum Vertrieb 
zugelassen sind; 

f) „Rechte des geistigen Eigentums“ umfassen unter anderem 
gewerbliche Schutzrechte, Know-how, Urheberrechte und 
verwandte Schutzrechte; 

g) „Know-how“ ist eine Gesamtheit nicht patentgeschützter 
praktischer Kenntnisse, die der Anbieter durch Erfahrung 
und Erprobung gewonnen hat und die geheim, wesentlich 
und identifiziert sind; in diesem Zusammenhang bedeutet 
„geheim“, dass das Know-how nicht allgemein bekannt 
oder leicht zugänglich ist; „wesentlich“ bedeutet, dass das 
Know-how für den Abnehmer bei der Verwendung, dem 
Verkauf oder dem Weiterverkauf der Vertragswaren oder 
-dienstleistungen bedeutsam und nützlich ist; „identifiziert“ 
bedeutet, dass das Know-how so umfassend beschrieben 
ist, dass überprüft werden kann, ob es die Merkmale „ge­
heim“ und „wesentlich“ erfüllt; 

h) „Abnehmer“ ist auch ein Unternehmen, das auf der Grund­
lage einer unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallenden Ver­
einbarung Waren oder Dienstleistungen für Rechnung eines 
anderen Unternehmens verkauft; 

i) „Kunde des Abnehmers“ ist ein nicht an der Vereinbarung 
beteiligtes Unternehmen, das die Vertragswaren oder -dienst­
leistungen von einem an der Vereinbarung beteiligten Ab­
nehmer bezieht. 

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung schließen die Begriffe 
„Unternehmen“, „Anbieter“ und „Abnehmer“ die jeweils mit die­
sen verbundenen Unternehmen ein. 

„Verbundene Unternehmen“ sind: 

a) Unternehmen, in denen ein an der Vereinbarung beteiligtes 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 

i) die Befugnis hat, mehr als die Hälfte der Stimmrechte 
auszuüben, oder 

ii) die Befugnis hat, mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans oder der zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organe zu bestellen, oder 

iii) das Recht hat, die Geschäfte des Unternehmens zu füh­
ren; 

b) Unternehmen, die in einem an der Vereinbarung beteiligten 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buchstabe 
a aufgeführten Rechte oder Befugnisse haben;
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c) Unternehmen, in denen ein unter Buchstabe b genanntes 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buchstabe 
a aufgeführten Rechte oder Befugnisse hat; 

d) Unternehmen, in denen ein an der Vereinbarung beteiligtes 
Unternehmen gemeinsam mit einem oder mehreren der un­
ter den Buchstaben a, b und c genannten Unternehmen oder 
in denen zwei oder mehr der zuletzt genannten Unterneh­
men gemeinsam die unter Buchstabe a aufgeführten Rechte 
oder Befugnisse haben; 

e) Unternehmen, in denen die folgenden Unternehmen gemein­
sam die unter Buchstabe a aufgeführten Rechte oder Befug­
nisse haben: 

i) an der Vereinbarung beteiligte Unternehmen oder mit 
ihnen jeweils verbundene Unternehmen im Sinne der 
Buchstaben a bis d, oder 

ii) eines oder mehrere der an der Vereinbarung beteiligten 
Unternehmen oder eines oder mehrere der mit ihnen 
verbundenen Unternehmen im Sinne der Buchstaben a 
bis d und ein oder mehrere dritte Unternehmen. 

Artikel 2 

Freistellung 

(1) Nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV und nach Maßgabe 
dieser Verordnung gilt Artikel 101 Absatz 1 AEUV nicht für 
vertikale Vereinbarungen. 

Diese Freistellung gilt, soweit solche Vereinbarungen vertikale 
Beschränkungen enthalten. 

(2) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt nur dann für vertikale 
Vereinbarungen zwischen einer Unternehmensvereinigung und 
ihren Mitgliedern oder zwischen einer solchen Vereinigung und 
ihren Anbietern, wenn alle Mitglieder der Vereinigung Waren­
einzelhändler sind und wenn keines ihrer Mitglieder zusammen 
mit seinen verbundenen Unternehmen einen jährlichen Gesamt­
umsatz von mehr als 50 Mio. EUR erwirtschaftet. Vertikale Ver­
einbarungen solcher Vereinigungen werden von dieser Verord­
nung unbeschadet der Anwendbarkeit von Artikel 101 AEUV 
auf horizontale Vereinbarungen zwischen den Mitgliedern einer 
solchen Vereinigung sowie auf Beschlüsse der Vereinigung er­
fasst. 

(3) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt für vertikale Verein­
barungen, die Bestimmungen enthalten, die die Übertragung 
von Rechten des geistigen Eigentums auf den Abnehmer oder 
die Nutzung solcher Rechte durch den Abnehmer betreffen, 

sofern diese Bestimmungen nicht Hauptgegenstand der Verein­
barung sind und sofern sie sich unmittelbar auf die Nutzung, 
den Verkauf oder den Weiterverkauf von Waren oder Dienst­
leistungen durch den Abnehmer oder seine Kunden beziehen. 
Die Freistellung gilt unter der Voraussetzung, dass diese Bestim­
mungen für die Vertragswaren oder -dienstleistungen keine 
Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, die denselben Zweck 
verfolgen wie vertikale Beschränkungen, die durch diese Verord­
nung nicht freigestellt sind. 

(4) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt nicht für vertikale 
Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern. Sie findet jedoch An­
wendung, wenn Wettbewerber eine nicht gegenseitige vertikale 
Vereinbarung treffen und 

a) der Anbieter zugleich Hersteller und Händler von Waren ist, 
der Abnehmer dagegen Händler, jedoch kein Wettbewerber 
auf der Herstellungsebene; oder 

b) der Anbieter ein auf mehreren Handelsstufen tätiger Dienst­
leister ist, der Abnehmer dagegen Waren oder Dienstleistun­
gen auf der Einzelhandelsstufe anbietet und auf der Handels­
stufe, auf der er die Vertragsdienstleistungen bezieht, kein 
Wettbewerber ist. 

(5) Diese Verordnung gilt nicht für vertikale Vereinbarungen, 
deren Gegenstand in den Geltungsbereich einer anderen Grup­
penfreistellungsverordnung fällt, es sei denn, dies ist in einer 
solchen Verordnung vorgesehen. 

Artikel 3 

Marktanteilsschwelle 

(1) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nur, wenn der Anteil 
des Anbieters an dem relevanten Markt, auf dem er die Vertrags­
waren oder -dienstleistungen anbietet, und der Anteil des Ab­
nehmers an dem relevanten Markt, auf dem er die Vertrags­
waren oder -dienstleistungen bezieht, jeweils nicht mehr als 
30 % beträgt. 

(2) Bezieht ein Unternehmen im Rahmen einer Mehrpartei­
envereinbarung die Vertragswaren oder -dienstleistungen von 
einer Vertragspartei und verkauft es sie anschließend an eine 
andere Vertragspartei, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 
nur, wenn es die Voraussetzungen des Absatzes 1 als Abnehmer 
wie auch als Anbieter erfüllt.
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Artikel 4 

Beschränkungen, die zum Ausschluss des Rechtsvorteils 
der Gruppenfreistellung führen — Kernbeschränkungen 

Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für vertikale Verein­
barungen, die unmittelbar oder mittelbar, für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Umständen unter der Kontrolle der 
Vertragsparteien Folgendes bezwecken: 

a) Die Beschränkung der Möglichkeit des Abnehmers, seinen 
Verkaufspreis selbst festzusetzen; dies gilt unbeschadet der 
Möglichkeit des Anbieters, Höchstverkaufspreise festzusetzen 
oder Preisempfehlungen auszusprechen, sofern sich diese 
nicht infolge der Ausübung von Druck oder der Gewährung 
von Anreizen durch eines der beteiligten Unternehmen tat­
sächlich wie Fest- oder Mindestverkaufspreise auswirken; 

b) die Beschränkung des Gebiets oder der Kundengruppe, in das 
oder an die ein an der Vereinbarung beteiligter Abnehmer, 
vorbehaltlich einer etwaigen Beschränkung in Bezug auf den 
Ort seiner Niederlassung, Vertragswaren oder -dienstleistun­
gen verkaufen darf, mit Ausnahme 

i) der Beschränkung des aktiven Verkaufs in Gebiete oder 
an Kundengruppen, die der Anbieter sich selbst vorbehal­
ten oder ausschließlich einem anderen Abnehmer zuge­
wiesen hat, sofern dadurch der Verkauf durch die Kunden 
des Abnehmers nicht beschränkt wird, 

ii) der Beschränkung des Verkaufs an Endverbraucher durch 
Abnehmer, die auf der Großhandelsstufe tätig sind, 

iii) der Beschränkung des Verkaufs an nicht zugelassene 
Händler durch die Mitglieder eines selektiven Vertriebs­
systems innerhalb des vom Anbieter für den Betrieb die­
ses Systems festgelegten Gebiets, 

iv) der Beschränkung der Möglichkeit des Abnehmers, Teile, 
die zur Weiterverwendung geliefert werden, an Kunden 
zu verkaufen, die diese Teile für die Herstellung derselben 
Art von Waren verwenden würden, wie sie der Anbieter 
herstellt; 

c) die Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an 
Endverbraucher durch auf der Einzelhandelsstufe tätige Mit­
glieder eines selektiven Vertriebssystems; dies gilt unbescha­
det der Möglichkeit, Mitgliedern des Systems zu untersagen, 

Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassungen aus zu 
betreiben; 

d) die Beschränkung von Querlieferungen zwischen Händlern 
innerhalb eines selektiven Vertriebssystems, auch wenn diese 
auf verschiedenen Handelsstufen tätig sind; 

e) die zwischen einem Anbieter von Teilen und einem Abneh­
mer, der diese Teile weiterverwendet, vereinbarte Beschrän­
kung der Möglichkeit des Anbieters, die Teile als Ersatzteile 
an Endverbraucher oder an Reparaturbetriebe oder andere 
Dienstleister zu verkaufen, die der Abnehmer nicht mit der 
Reparatur oder Wartung seiner Waren betraut hat. 

Artikel 5 

Nicht freigestellte Beschränkungen 

(1) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für die folgen­
den, in vertikalen Vereinbarungen enthaltenen Verpflichtungen: 

a) unmittelbare oder mittelbare Wettbewerbsverbote, die für 
eine unbestimmte Dauer oder für eine Dauer von mehr als 
fünf Jahren vereinbart werden; 

b) unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die den Ab­
nehmer veranlassen, Waren oder Dienstleistungen nach Be­
endigung der Vereinbarung nicht herzustellen, zu beziehen, 
zu verkaufen oder weiterzuverkaufen; 

c) unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die die Mitglie­
der eines selektiven Vertriebsystems veranlassen, Marken be­
stimmter konkurrierender Anbieter nicht zu verkaufen. 

Für die Zwecke des Unterabsatz 1 Buchstabe a gelten Wett­
bewerbsverbote, deren Dauer sich über den Zeitraum von fünf 
Jahren hinaus stillschweigend verlängert, als für eine unbe­
stimmte Dauer vereinbart. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a gilt die Begren­
zung auf fünf Jahre nicht, wenn die Vertragswaren oder -dienst­
leistungen vom Abnehmer in Räumlichkeiten und auf Grund­
stücken verkauft werden, die im Eigentum des Anbieters stehen 
oder von diesem von nicht mit dem Abnehmer verbundenen 
Dritten gemietet oder gepachtet worden sind und das Wett­
bewerbsverbot nicht über den Zeitraum hinausreicht, in dem 
der Abnehmer diese Räumlichkeiten und Grundstücke nutzt.
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(3) In Abweichung von Absatz 1 Buchstabe b gilt die Frei­
stellung nach Artikel 2 für unmittelbare oder mittelbare Ver­
pflichtungen, die den Abnehmer veranlassen, Waren oder 
Dienstleistungen nach Beendigung der Vereinbarung nicht her­
zustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder weiterzuverkaufen, 
wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) die Verpflichtungen beziehen sich auf Waren oder Dienst­
leistungen, die mit den Vertragswaren oder -dienstleistungen 
im Wettbewerb stehen; 

b) die Verpflichtungen beschränken sich auf Räumlichkeiten 
und Grundstücke, von denen aus der Abnehmer während 
der Vertragslaufzeit seine Geschäfte betrieben hat; 

c) die Verpflichtungen sind unerlässlich, um dem Abnehmer 
vom Anbieter übertragenes Know-how zu schützen; 

d) die Dauer der Verpflichtungen ist auf höchstens ein Jahr 
nach Beendigung der Vereinbarung begrenzt. 

Absatz 1 Buchstabe b gilt unbeschadet der Möglichkeit, Nut­
zung und Offenlegung von nicht allgemein zugänglichem 
Know-how unbefristeten Beschränkungen zu unterwerfen. 

Artikel 6 

Nichtanwendung dieser Verordnung 

Nach Artikel 1a der Verordnung Nr. 19/65/EWG kann die 
Kommission durch Verordnung erklären, dass in Fällen, in de­
nen mehr als 50 % des relevanten Marktes von parallelen Net­
zen gleichartiger vertikaler Beschränkungen abgedeckt werden, 
die vorliegende Verordnung auf vertikale Vereinbarungen, die 
bestimmte Beschränkungen des Wettbewerbs auf diesem Markt 
enthalten, keine Anwendung findet. 

Artikel 7 

Anwendung der Marktanteilsschwelle 

Für die Anwendung der Marktanteilsschwellen im Sinne des 
Artikels 3 gelten folgende Vorschriften: 

a) Der Marktanteil des Anbieters wird anhand des Absatzwerts 
und der Marktanteil des Abnehmers anhand des Bezugswerts 
berechnet. Liegen keine Angaben über den Absatz- bzw. 
Bezugswert vor, so können zur Ermittlung des Marktanteils 
des betreffenden Unternehmens Schätzungen vorgenommen 
werden, die auf anderen verlässlichen Marktdaten unter Ein­
schluss der Absatz- und Bezugsmengen beruhen; 

b) Die Marktanteile werden anhand der Angaben für das voran­
gegangene Kalenderjahr ermittelt; 

c) Der Marktanteil des Anbieters schließt Waren oder Dienst­
leistungen ein, die zum Zweck des Verkaufs an vertikal in­
tegrierte Händler geliefert werden; 

d) Beträgt ein Marktanteil ursprünglich nicht mehr als 30 % 
und überschreitet er anschließend diese Schwelle, jedoch 
nicht 35 %, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 im An­
schluss an das Jahr, in dem die Schwelle von 30 % erstmals 
überschritten wurde, noch für zwei weitere Kalenderjahre; 

e) Beträgt ein Marktanteil ursprünglich nicht mehr als 30 % 
und überschreitet er anschließend 35 %, so gilt die Freistel­
lung nach Artikel 2 im Anschluss an das Jahr, in dem die 
Schwelle von 35 % erstmals überschritten wurde, noch für 
ein weiteres Kalenderjahr; 

f) Die unter den Buchstaben d und e genannten Rechtsvorteile 
dürfen nicht in der Weise miteinander verbunden werden, 
dass ein Zeitraum von zwei Kalenderjahren überschritten 
wird; 

g) Der Marktanteil der in Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 2 
Buchstabe e genannten Unternehmen wird zu gleichen Tei­
len jedem Unternehmen zugerechnet, das die in Artikel 1 
Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a aufgeführten Rechte 
oder Befugnisse hat. 

Artikel 8 

Anwendung der Umsatzschwelle 

(1) Für die Berechnung des jährlichen Gesamtumsatzes im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 2 sind die Umsätze zu addieren, 
die das jeweilige an der vertikalen Vereinbarung beteiligte Un­
ternehmen und die mit ihm verbundenen Unternehmen im 
letzten Geschäftsjahr mit allen Waren und Dienstleistungen 
ohne Steuern und sonstige Abgaben erzielt haben. Dabei wer­
den Umsätze zwischen dem an der vertikalen Vereinbarung 
beteiligten Unternehmen und den mit ihm verbundenen Unter­
nehmen oder zwischen den mit ihm verbundenen Unternehmen 
nicht mitgerechnet. 

(2) Die Freistellung nach Artikel 2 bleibt bestehen, wenn der 
jährliche Gesamtumsatz im Zeitraum von zwei aufeinanderfol­
genden Geschäftsjahren die Schwelle um nicht mehr als 10 % 
überschreitet.
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Artikel 9 

Übergangszeitraum 

Das Verbot nach Artikel 101 Absatz 1 AEUV gilt in der Zeit vom 1. Juni 2010 bis zum 31. Mai 2011 nicht 
für bereits am 31. Mai 2010 in Kraft befindliche Vereinbarungen, die zwar die Freistellungskriterien dieser 
Verordnung nicht erfüllen, aber am 31. Mai 2010 die Freistellungskriterien der Verordnung (EG) 
Nr. 2790/1999 erfüllt haben. 

Artikel 10 

Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2010 in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Mai 2022. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. April 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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